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UNO Organisation der Vereinten Nationen

RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

IWF Internationaler Wahrungsfonds

EU Europaische Union

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

ILO Internationale Arbeitsorganisation

ONU Organisation des Nations unies

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
FMI Fonds monétaire International

UE Union européenne

uss Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

oIT Organisation internationale du travail
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.11.2018
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

Am 25. November 2018 kam die Selbstbestimmungsinitiative zur Abstimmung. Die
lediglich 33.7 Prozent Ja-Stimmen - in keinem einzigen Kanton fand die Initiative eine
Mehrheit - waren fir die meisten Beobachterinnen und Beobachter Uberraschend
wenig. Die grosste Unterstltzung erhielt das SVP-Begehren in den Kantonen Schwyz
(47.1%) und Appenzell Innerrhoden (47.0%) sowie im Tessin (46.1%). In der Romandie
beziehungsweise in den Kantonen Waadt (23.4%), Neuenburg (22.6%), Genf (24.7%) und
Jura (24.5%) votierten hingegen mehr als drei Viertel der Teilnehmenden gegen die
Initiative. Die Stimmbeteiligung lag bei 48.41 Prozent und damit leicht hdher als bei der
gleichzeitig zur Abstimmung stehenden Hornkuh-Initiative (48.30%) und bei der
gesetzlichen Grundlage fiir die Uberwachung von Versicherten (48.38%).

Am Tag nach der Abstimmung waren sich die Medien einig und sprachen von einer
«Klatsche» (Blick), von einem «échech historique» (Le Temps) oder einer «schweren
Schlappe» flr die SVP. Die Ablehnung des Begehrens der Volkspartei sei Uberraschend
deutlich ausgefallen. Allerdings sei die Frage der Hierarchie zwischen Volker- und
Landesrecht nach wie vor nicht geklart. Von einem «Pyrrhussieg» sprach gar die Basler
Zeitung, weil sich kinftig wohl die Konflikte zwischen den beiden Normstufen haufen
wirden. Zudem waren sich die Protagonisten uneinig dartber, was das Resultat fur die
kiinftige Aussenpolitik bedeute. Zur Diskussion standen dabei der Rahmenvertrag mit
der EU und der UNO-Migrationspakt. Wahrend fur die Aargauer Zeitung das Nein «kein
Freipass fur das Rahmenabkommen mit der EU» darstelle, sprach die Wochenzeitung
von einem Signal fur die internationale Zusammenarbeit.

Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) sah einen Grund fur die Niederlage in den Argumenten der
Gegnerschaft, gegen die die SVP nicht angekommen sei. Die Vorlage sei zu abstrakt
gewesen, urteilte dabei Roger Képpel (svp, ZH) in der Weltwoche. Ein Urteil, das auch
die NZZ teilte: Fur einmal habe die SVP «das Bauchgefihl» nicht ansprechen kénnen.
SVP-Prasident Albert Résti (svp, BE) habe sich mehr erhofft, wie er der Aargauer Zeitung
zu Protokoll gab. Man habe eine Schlacht verloren, nicht aber den Kampf flr die
Unabhéngigkeit. Zudem erachte er es als Erfolg, dass man dank der SVP intensiv Uber
die direkte Demokratie diskutiert habe - trotz massiver «Verunsicherungs-Kampagne»
der Gegner, so der Berner Nationalrat im Blick. Das Nein bedeute, so der
Parteiprasident weiter, dass die Bevolkerung zur Kléarung des Verhéltnisses zwischen
Landes- und Volkerrecht keine Verfassungsanderung wolle. Es sei aber kein Plebiszit fur
Verhandlungen mit der EU, sondern ein Ja fir die direkte Demokratie und ein Auftrag,
den UNO-Migrationspakt oder den Rahmenvertrag mit der EU zu bekdmpfen. Die SVP
werde dies weiterhin tun und als Druckmittel auch die Begrenzungsinitiative weiter
verfolgen, die im Sommer zustande gekommen war.

Wahrend im Siegerlager die GLP das Resultat als «Ja zu einer offenen und vernetzten
Schweiz» interpretierte (Beat Flach [glp, AG] in der Aargauer Zeitung), sah es die SP
zwar als Starkung der Bilateralen, nicht aber als Steilpass fur ein Rahmenabkommen an.
Regula Rytz (gp, BE) war stolz, dass die Bevolkerung die Sprengkraft der Initiative gegen
die Institutionen erkannt habe. Das System zwinge zum Ausgleich und in der Schweiz
kénne niemand alleine entscheiden, kommentierte Justizministerin Simonetta
Sommaruga das Verdikt. Die Bevolkerung wisse diesen Ausgleich zu schatzen. Der
Gewerbeverband und Economiesuisse interpretierten das Nein als Bestatigung einer
weltoffenen Wirtschaftsschweiz. Die Gewerkschaften sahen darin eine Ansage gegen
die Abschottungspolitik und von einem klaren Bekenntnis zum Volkerrecht sprach
Amnesty International.

Abstimmung vom 25. November 2018

Beteiligung: 48.4%
Ja: 872'288 (33.7%) / Stande: O
Nein: 1'713'601(66.3%) / Stande: 20 6/2

Parolen:

- Ja: EDU, FPS, SD, SVP

- Nein: BDP, CVP, EVP, FDP, GLP, GPS, KVP, PdA, SP; Economiesuisse, SGB, SGV,
Travail.Suisse
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POSTULAT
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.06.2022
AMANDO AMMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In einem Postulat stellte Nationalrat Walder (gp, GE) dem Bundesrat Mitte Juni 2021 die
Frage, welche Auswirkungen Covid-19 auf die Vitalitit des Netzwerks der
internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die Schweizer Gaststaatpolitik
habe. Die Covid-19-Pandemie habe systematische Telearbeit geférdert und dies auf
Kosten von internationalen Reisen und Tagungen mit physischer Préasenz. Dies konne
eine geringere Prasenz von internationalen Organisationen in der Schweiz zur Folge
haben, was ihre Rolle als Gaststaat schwéchen wirde, beflirchtete Walder. Er forderte
daher einen Bericht, der neben der Situationsanalyse auch Moglichkeiten zur
proaktiven und kreativen Starkung der Gaststaatpolitik liefern sollte. Die wichtigsten
Fragen stellten sich gemass Walder hinsichtlich der Auswirkungen von
Standortverlagerungen, virtuellen Arbeitswerkzeugen und Telearbeit auf die Dichte an
internationalen Akteuren in der Schweiz; hinsichtlich der Mittel der Schweiz, um die
Qualitdt von Konferenzen und Treffen vor Ort die Qualitdt der vorhandenen
Infrastruktur zu verbessern; sowie hinsichtlich der Erweiterung des Schweizer
Dispositivs im Rahmen der Gaststaatpolitik. Der Bundesrat erklarte in seiner
Stellungnahme, dass die Instrumente der Gaststaatpolitik in der Botschaft zu den
Massnahmen zur Starkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat definiert seien. Er werde
das Anliegen des Postulats jedoch in der nachsten Botschaft fur die Periode 2024-2027
aufnehmen, weshalb er die Annahme des Postulats beantrage. In der Herbstsession
2021 bekdmpfte Nationalrat Bichel (svp, SG) das Postulat, weshalb die Diskussion
verschoben wurde. ?

In der Frihjahrssession 2022 diskutierte der Nationalrat die Motion Walder (gp, GE),
die vom Bundesrat einen Bericht Uiber die Auswirkungen von Covid-19 auf die Vitalitat
des Netzwerks der internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die
Schweizer Gaststaatpolitik verlangte. Motionar Walder erhoffte sich vom Bundesrat
auch, dass dieser neue Wege aufzeigen wilrde, wie sich die Gaststaatpolitik
weiterentwickeln konnte. Er beflrchtete namlich, dass die Pandemie langfristig zu mehr
«Homeoffice» in den internationalen Organisationen und somit zu einem Rickgang der
Prasenzversammlungen und einer Schwachung des internationalen Netzwerks der
Schweiz flhren kénnte. SVP-Nationalrat Biichel (svp, SG) war zwar mit Walders Aussagen
einverstanden, hinterfragte aber die Notwendigkeit des Postulats, da der Bundesrat die
von Walder aufgestellten Fragen im anstehenden Bericht zur Gaststaatpolitik 2024-
2027 bearbeiten wolle. Der in der Ratssitzung anwesende Aussenminister Cassis
erklarte dem Nationalrat, dass es im Endeffekt keine Rolle spiele, ob das Postulat
angenommen werde oder nicht, weil das Thema sowieso in der Gaststaatstrategie
behandelt werde. Trotz dieser Indifferenz beantrage der Bundesrat die Annahme des
Postulats, auch weil geméass Cassis «die Kunst der Debatte», «die Kunst der Zeichen»
und die Aussenwirkung mitentscheidend seien. Der Nationalrat nahm den Vorstoss mit
134 zu 56 Stimmen gegen den Willen der SVP-Fraktion an. ®

In der Sommersession 2022 beriet der Nationalrat als Zweitrat iiber die Weiterfiihrung
der internationalen Wahrungshilfe. Die APK-NR hatte diese ihrem Rat im Vorfeld der
Session einstimmig zur Annahme beantragt. Kommissionssprecherin Christine Bulliard-
Marbach (mitte, FR) erklarte ihren Ratskolleginnen und -kollegen, dass die vorliegende
Botschaft einen Verpflichtungskredit Uber CHF 10 Mrd. beinhalte, der vom Bund
eingesetzt werden kénne, um im Falle von Stérungen des internationalen
Wahrungssystems einzugreifen und Hilfe zu leisten. Diese Hilfeleistungen in Form von
Darlehen, Garantien und A-fonds-perdu-Beitragen kdénnen entweder tUber den IWF
oder direkt den betroffenen Staaten ausgezahlt werden. Der neue Verpflichtungskredit
gelte ab Mitte April 2023 wahrend funf Jahren bis 2028. Bulliard-Marbach erklarte, dass
die Risiken fur Zahlungsausfalle beim [IWF trotz der global gestiegenen
Staatsverschuldung und der neuen Krisenherde durch die Covid-19-Pandemie und in
der Ukraine sehr gering seien. Hingegen sprachen zwei Hauptgriinde flr die Fortsetzung
der bewahrten Praxis: Erstens sei ein stabiles Finanzsystem im Interesse der Schweiz,
da Wahrungskrisen nicht nur den Finanzplatz, sondern auch die Exportwirtschaft
schadigen wulrden. Zweitens starke die Partizipation an der internationalen
Wahrungshilfe die Schweizer Position innerhalb des IWF und in anderen internationalen
Gremien.

Ihr Kommissionskollege Nicolas Walder (gp, GE) ergénzte, dass der Verpflichtungskredit
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Teil der «dritten Saule» des IWF sei und damit eine freiwillige Ergdnzung der ersten
beiden Saulen, die sich aus ordentlichen Beitragen und Kreditvereinbarungen
zusammensetzten. Die dritte Séule bestehe aus bilateralen Krediten, die nur als
Notreserven im Falle grosser Krisen dienten.

Finanzminister Maurer machte deutlich, dass es sich nicht um ein neues Geschaft im
eigentlichen Sinne handle, sondern bloss um eine Erneuerung des seit langerem
bestehenden Wahrungshilfebeschlusses, welcher 2023 auslaufe.

Der Nationalrat beschloss ohne Gegenantrag auf das Geschéaft einzutreten und nahm
die Ausgabe im Rahmen der Ausgabenbremse mit 172 zu é Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
an. In der Gesamtabstimmung nahm der Rat den Entwurf mit 161 zu 17 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ebenfalls deutlich an. Die Gegenstimmen stammten von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. *

Auch im Nationalrat war die Garantieverpflichtung fiir ein Darlehen an den neu
geschaffenen Treuhandfonds des IWF fiir Resilienz und Nachhaltigkeit unbestritten.
Die Vorlage wurde in der Wintersession 2023 seitens APK-NR von Nicolas Walder (gp,
GE) und Christine Badertscher (gp, BE) sowie von Finanzministerin Karin Keller-Sutter
vorgestellt. Eintreten wurde anschliessend ohne Gegenantrag beschlossen. In der
Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer den Entwurf mit 177 zu 5 Stimmen bei 1
Enthaltung an. Die wenigen Ablehnungen sowie die Enthaltung stammten von
Mitgliedern der SVP-Fraktion. ®

In der Wintersession 2023 folgte der Nationalrat dem Stdnderat und der vorberatenden
RK-NR und entschied, das «Ubereinkommen Nr. 190 der internationalen
Arbeitsorganisation zur Beseitigung der sexuellen Beldstigung am Arbeitsplatz»
vorerst nicht zu ratifizieren, sondern die Vorlage an den Bundesrat zurlickzuweisen. Die
Kommissionssprechenden Tamara Funiciello (sp, BE) und Nicolas Walder (gp, GE)
berichteten, dass die Kommissionsmehrheit die Ansicht vertrat, dass die vom Standerat
geforderten zusatzlichen Abklarungen zur Anwendbarkeit der Bestimmungen des ILO-
Ubereinkommens durchgefiihrt werden sollen; nicht zuletzt um ein Scheitern der
ganzen Vorlage zu verhindern. Nach dem Votum von Wirtschaftsminister Parmelin,
welcher unterstrich, dass der Bundesrat die Ratifizierung des Abkommens beflrworte,
aber auch bereit sei, die gewlnschten Arbeiten durchzufihren, wurde der
Riickweisungsantrag an den Bundesrat stillschweigend angenommen. ¢

Gute Dienste

Im Juni 2022 verlangte Nationalrat Nicolas Walder (gp, GE) vom Bundesrat einen Bericht
Uber die Attraktivitait und Effizienz des internationalen Genf fiir Aktivititen und
Organisationen im Zusammenhang mit Friedensprozessen. Dieser solle eine Ubersicht
Uber die in Genf angesiedelten Aktivitdten und Organisationen im Zusammenhang mit
Friedensprozessen sowie eine Analyse der momentanen Entwicklungen im Bereich der
Mediation und Friedenskonsolidierung beinhalten. Zudem forderte Walder eine
Evaluation der innovativen Initiativen im Bereich der Friedensférderung und eine
Einschatzung dazu, welche Instrumente der Bund entwickeln kénnte, um die Entfaltung
solcher Initiativen mit mehreren Stakeholdern zu beglnstigen und deren Verankerung
in Genf zu fordern. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, da dessen
Anliegen in der geplanten Strategie«Multilateralismus und Gaststaat» erfullt werde. In
der Herbstsession 2022 wurde das Postulat von Andreas Glarner (svp, AG) bekampft. ’

Im Mérz 2023 behandelte der Nationalrat die Motion von Nicolas Walder (gp, GE) zur
Starkung der Attraktivitat und Effizienz des internationalen Genf fiir Aktivitaten und
Organisationen im Zusammenhang mit Friedensprozessen. Postulant Walder erklarte,
dass es flur die Schweiz als wichtige Akteurin in der Friedensférderung wichtig sei, die
Starken, Schwéchen und das Potenzial des internationalen Genf zu kennen. Er
begrisste den Vorschlag des Bundesrates, das Postulat im Rahmen der kinftigen
Strategie Multilateralismus und Gaststaatlichkeit umzusetzen. Andreas Glarner (svp, AG),
der das Postulat in der Herbstsession 2022 bekampft hatte, verlangte jedoch die
Ablehnung des Vorstosses. Der Vorstoss sei hinféllig, da die Schweiz ihre Rolle in der
Friedensforderung durch die Aufgabe ihrer Neutralitat in Anbetracht des Krieges von
Russland gegen die Ukraine verspielt habe. Bundesrat Cassis widersprach der Auslegung
Glarners und gab sich Uberzeugt, dass Genf auch in Zukunft ein wichtiger Standort fur
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Friedenskonferenzen sein werde. Er hob insbesondere die Arbeit der drei Genfer
Zentren hervor, welche einen wichtigen Beitrag fir das innovative internationale Genf
leisteten und heutzutage relevanter denn je seien. Verschiedene Treffen zu
Friedensprozessen in der jlingeren Vergangenheit hatten zudem gezeigt, dass das
«Genfer Okosystem» von zahlreichen Verhandlungspartnern - auch Russland -
geschatzt werde. Der Nationalrat nahm das Postulat in der Folge mit 128 zu 55 Stimmen
(bei 9 Enthaltungen) gegen den Widerstand der SVP-Fraktion an. ®

1) AZ, BaZ, Blick, CdT, LT, NZZ, SGT, TA, TG, 26.11.18; Blick, NZZ, SGT, TA, 27.11.18; WW, WoZ, 29.11.18
2) AB NR, 2021, S. 2090; Po. 21.3791

3) ABNR, 2022, S. 333 f.

4) ABNR, 2022, 5. 1026 ff.; Medienmitteilung APK-NR vom 3.5.22

5) AB NR, 2023, S. 2315 ff.

6) AB NR, 2023, S. 2337 ff.

7) ABNR, 2022, S. 1870; Po. 22.3585

8) AB NR, 2023, S. 448f.
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